
  
Anwalt für Strafrecht: Betrug

  

Zahlungen, welche an einen unter Missbrauch eines Titels für ein Gericht tätigen Sachverständigen
ausgezahlt werden, begründen einen Vermögensschaden im Sinne eines Betruges.

  

In seinem Beschluss vom 18. Dezember 2018 (3 StR 270/18) befasste sich der Bundesgerichtshof mit der
Frage, ob die Vergütungen eines unter Missbrauch eines Titels tätigen Sachverständigen einen
Vermögensschaden begründen. Zahlungen auf eine Nichtschuld bewirken einen Vermögensschaden im
Sinne eines Betruges, in Höhe der geleisteten Zahlung. Eine Nichtschuld besteht insbesondere dann, wenn
eine Schuld zivilrechtlich verwirkt ist. Eine Vergütungsanspruch kann gemäß § 654 BGB verwirkt sein,
wenn ein Dienstverpflichteter gegen besondere Treuepflichten verstößt, welche das Dienstverhältnis
begründet. Dies ist besonders dann der Fall, wenn der Beschuldigte gegen die Treuepflichten in schwerer
strafrechtlicher relevanter Weise verstößt. Dieser Gedanke ist auch auf öffentlich-rechtliche
Dienstverhältnisse anzuwenden. Der Beschuldigte in dem, dem Beschluss des BGHs zugrunde liegenden
Sachverhalt, entschloss sich den akademischen Grad „Diplom-Psychologe“ zu führen. Hierzu war der
Beschuldigte mangels akademischer Ausbildung nicht berechtigt. Unter dem entsprechenden Titel wurde
der Beschuldigte als Sachverständiger für ein Gericht tätig und ließ sich als solcher vergüten. Die
Kassenbeamten überwiesen die Sachverständigenvergütung in dem Glauben, der Beschuldigte verfüge
über die berufliche Qualifikation eines Diplom-Psychologen. Nach Auffassung des Bundesgerichthofs
waren die Vergütungsansprüche des Beschuldigten verwirkt und es sind Vermögensschäden in Höhe der
geleisteten Vergütungen entstanden. Der Beschuldigte konnte auf die gerichtliche Entscheidungsfindung
wegen seiner Stellung wesentlichen Einfluss nehmen. Deshalb war auch seine persönliche Eignung von
entscheidender Bedeutung. Wer sich wie der Beschuldigte Gerichtsaufträge durch Täuschung über seine
berufliche Qualifikation erschleicht, gefährdet damit die Belange der Parteien des Rechtsstreits und das
Vertrauen der Öffentlichkeit in die Lauterkeit des Gerichtsverfahrens erheblich. Diese Verstöße hatten so
großes Gewicht, dass ein Ausschluss der Vergütungsansprüche verhältnismäßig ist.
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